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A N A U T S -K N
U N D

B S I R I C I Z T E

Koordinierung 
der mittelfristigen Wirtschaftspolitii<

Dr. Johann^chö llhorn , BMWi, Bonn

M it der fortschreitenden europäischen Inte­
gration und der zunehmenden Verflechtung 

der einzelnen Volkswirtschaften tr itt die Notwen­
digkeit einer Koordinierung der W irtschaftspolitik 
der sechs EWG-Länder immer stärker hervor. Da 
eine solche Koordinierung im EWG-Vertrag nicht 
näher geregelt ist, hat die Kommission der EWG 
im Oktober 1962 in dem „Aktionsprogramm der 
Gemeinschaft für die zweite Stufe“ erstmals ent­
sprechende Vorschläge unterbreitet. Nach länge­
ren Erörterungen dieser Vorschläge wurde im 
April 1964 „zur Förderung der Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten“ ein Aus­
schuß für mittelfristige W irtschaftspolitik in Brüssel 
eingesetzt.

Seine Hauptaufgabe ist es, wie im Beschluß des 
Ministerrates der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft vom 15. 4. 1964 festgelegt wurde, ein Pro­
gramm für die m ittelfristige W irtschaftspolitik un­
ter Berücksichtigung aller verfügbaren Informatio­
nen auszuarbeiten. Dieses Programm soll die gro­
ßen Linien der von den Mitgliedstaaten und den 
Institutionen der Gemeinschaft für einen Zeitraum 
von fünf Jahren beabsichtigten Wirtschaftspolitik 
darlegen und ihre Koordinierung gewährleisten. 
Der Ausschuß soll eine jährliche Überprüfung des 
Programms im Hinblick auf eine etwaige Anpas­
sung vornehmen.

Das erste Programm

Darüber hinaus soll der Ausschuß die mittel­
fristige Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten be­
obachten, ihre Vereinbarkeit mit dem angenom­
menen Programm prüfen und die wirtschaftliche 
Entwicklung analysieren, um die Gründe fü r Ab­
weichungen von angestrebten Zielen zu ermitteln. 
Zur Unterstützung der Institutionen der Gemein­
schaft und der Mitgliedstaaten bei der Verfolgung
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der angestrebten Wirtschaftspolitik kann der Aus­
schuß Stellungnahmen ausarbeiten.

Sein Konzept hat der Ausschuß im ersten Pro­
gramm für die m ittelfristige W irtschaftspolitik 
(1966-1970) niedergelegt, das im März 1966 ab­
geschlossen wurde. Danach soll die m ittelfristige 
W irtschaftspolitik optimale Bedingungen fü r ein 
stetiges und ausgewogenes Wirtschaftswachstum 
unter gleichzeitiger Wahrung eines hohen Beschäf­
tigungsstandes und der inneren und äußeren Sta­
bilität schaffen, um die Voraussetzungen für eine 
rasche Hebung des Lebensstandards und eine 
Verringerung des Rückstandes der weniger ent­
wickelten Gebiete zu verbessern.

Im einzelnen bezeichnete der Ausschuß die Lö­
sung folgender Aufgaben als vorrangig;
□  Veränderte Wachstumsbedingungen verlangen 
verstärkt längerfristige Überlegungen und An­
strengungen von Staat und Wirtschaft zur Siche­
rung eines optimalen Wirtschaftswachstums.
□  Wachsende Strukturwandlungen erfordern län­
gerfristige Erleichterungen der sektoralen und re­
gionalen Anpassungsprozesse.
□  Unterstützung der Wachstums- und Struktur­
politik durch eine aktive Wettbewerbspolitik, wo­
bei die einzelnen staatlichen Interventionen im 
Hinblick auf ihre längerfristigen Wirkungen über­
prüft werden sollen.
□  Ergänzung der bisher nachfrageorientierten 
Konjunkturpolitik durch eine m ittelfristige Wirt­
schaftspolitik, die optimale Voraussetzungen für 
eine elastische Entwicklung des Angebots schafft.
□  Ausrichtung der öffentlichen Haushaltsplanung 
an den längerfristigen Wachstumsmöglichkeiten 
durch eine m ittelfristige Finanzplanung.
□  Intensivierung der gegenseitigen Orientierung 
über die Wirtschaftsentwicklung und Koordinie-
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rung der mittelfristigen wirtschaftspolitischen Ab­
sichten.

Wachstumsperspektiven bis 1970

Der Ausschuß hat im ersten Programm die all­
gemeinen Wachstumsperspektiven bis 1970 auf­
gezeigt und analysiert, wobei er sich im wesent­
lichen auf die Arbeiten der Sachverständigen­
gruppe für m ittelfristige wirtschaftliche Perspek­
tiven stützte. Diese Projektionen haben der W irt­
schaftspolitik und den Sozialpartnern wichtige An­
haltspunkte fü r künftige Entscheidungen vermittelt. 
Sie haben vor allem gezeigt, daß die Entwicklung 
des Arbeitskräftepotentials in der Gemeinschaft 
künftig begrenzt ist, so daß das zukünftige Wachs­
tum vor allem vom Produktivitätsfortschritt ab­
hängt. Somit steigt die Bedeutung der privaten 
und öffentlichen Investitionen, die überproportio­
nal wachsen müssen, um die Wachstumsmöglich­
keiten voll ausschöpfen zu können. Schließlich ist 
eine verlangsamte Zunahme des privaten Ver­
brauchs unvermeidlich, damit die erforderliche Ex­
pansion der Investitionen ohne gefährliche Preis­
steigerungen ermöglicht wird.

Auf Grund dieser Ergebnisse werden konkrete 
Hinweise für die m ittelfristige W irtschaftspolitik in 
den kommenden Jahren gegeben. Dabei ging man 
davon aus, daß die künftigen Wachstumsperspek­
tiven in erster Linie vom begrenzten Spielraum 
zur Erhöhung des Angebots beeinträchtigt werden 
können. Deshalb soll die W irtschaftspolitik in den 
nächsten Jahren versuchen, einen verbesserten 
Einsatz der Produktionsfaktoren, eine Steigerung 
der Mobilität und eine Förderung der Struktur­
wandlungen zu erreichen. Zur Steigerung des An­
gebots wird ein Bündel von Maßnahmen vorge­
schlagen, die sich auf die Beschäftigungs- und 
Ausbildungspolitik, die Investitionspolitik, die For­
schungspolitik, die Beseitigung rechtlicher und 
steuerlicher Hindernisse, die Wettbewerbspolitik 
und die Strukturpolitik erstrecken.

Gleichzeitig wird betont, daß den gesamtwirt­
schaftlichen Spannungen auch durch eine Beein­
flussung der Nachfrageentwicklung begegnet wer­
den muß. Dabei soll vor allem ein schnelles w irt­
schaftliches Wachstum mit einer befriedigenden 
Preisentwicklung und ausgeglichenen außenwirt­
schaftlichen Beziehungen verbunden werden. Eine 
Reihe von Maßnahmen im Bereich der Finanzpoli­
tik, der Geld- und Kreditpolitik sowie der Einkom­
menspolitik werden vorgeschlagen, die in der 
Gemeinschaft möglichst koordiniert eingesetzt 
werden sollen.

Das erste Programm konnte infolge der be­
grenzten Zeit, die zu seiner Ausarbeitung zur Ver­
fügung stand, nur auf einige Schwerpunkte ausge­
richtet werden. Es wurde daher vorgesehen, bei 
den regelmäßigen Anpassungen des Programms

die Behandlung der Fragen fortzuführen, die noch 
nicht ausführlich untersucht werden konnten. Das 
zweite Programm für die m ittelfristige Wirtschafts­
politik, das der Ausschuß im Februar 1968 ab­
schloß, ist somit im wesentlichen auf die Ergänzung 
und Vertiefung des ersten Programms abgestellt 
worden.
Aus diesem Grund wurden neue Projektionen für 
dieses Programm nicht aufgestellt. Die Sachver­
ständigengruppe für m ittelfristige wirtschaftliche 
Perspektiven war auch aus technischen Gründen 
nicht in der Lage, eine jährliche Fortschreibung 
der Fünfjahresprojektionen vorzunehmen. Der 
Ausschuß hat sich vielmehr auf die Überprüfung 
der gegenseitigen Kohärenz der nationalen Pro­
jektionen beschränkt. Dabei ist deutlich geworden, 
daß trotz der unbefriedigenden Konjunkturentwick­
lung im Jahre 1967 in den meisten Mitgliedstaaten 
die ursprünglich für die Gemeinschaft veran­
schlagte reale Wachstumsrate von etwa 4,3 % 
jährlich für den Zeitraum 1966/70 noch erreichbar 
erscheint.

Das zweite Programm
In den M ittelpunkt des zweiten Programms sind 
vor allem strukturpolitische Aspekte gestellt wor­
den. Angesichts der erwarteten Beschleunigung 
der Strukturwandlungen in den kommenden Jah­
ren soll die W irtschaftspolitik dafür sorgen, daß 
die Anpassung der Unternehmen an die geänder­
ten Markt- und Wettbewerbsverhältnisse sowie an 
die Erfordernisse des technischen Fortschritts er­
leichtert wird. Dabei geht es vor allem um die 
Schaffung leistungsfähiger Unternehmen, die Er­
reichung optimaler Unternehmensgrößen und die 
Entstehung multinationaler Unternehmen im welt­
weiten Rahmen. Künstliche Schranken rechtlicher 
oder struktureller A rt sollen Schritt fü r Schritt be­
seitigt werden.
Auf die Probleme und Ziele der sektoralen 
Strukturpolitik ist das Programm ausführlich ein­
gegangen. Es wird vorgeschlagen, daß vor allem 
die Rahmenbedingungen fü r eine selbständige 
Anpassung der Unternehmen an strukturelle 
Wandlungen verbessert werden. Direkte staatliche 
Hilfen fü r einzelne Sektoren sollen auf Ausnahme­
fälle beschränkt bleiben. Das Schwergewicht die­
ser Förderung soll bei solchen Industrien liegen, 
denen fü r den technischen Fortschritt und das 
künftige wirtschaftliche Wachstum eine Schlüssel­
stellung zukommt und deren ausreichende eigen­
ständige Entwicklung für die Unternehmen allein 
zu kostspielig ist. Bei unvermeidlichen strukturel­
len Anpassungsprozessen sollen die staatlichen 
Hilfen auf die Fälle begrenzt werden, in denen 
durch eine Verlangsamung des Anpassungspro­
zesses schwerwiegende gesamtwirtschaftliche 
Schäden vermieden werden können.
In den ersten beiden Programmen für die mittel­
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fristige Wirtschaftspolitik sind die wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Probleme in der Gemein­
schaft grundlegend analysiert worden. Darüber 
hinaus hat der Ausschuß Wachstums- und struktur­
politische Grundsätze entwickelt, die neue Akzente 
für die künftige W irtschaftspolitik aller M itglied­
staaten gesetzt haben. Mit den vorliegenden Pro­
grammen sind noch keine endgültigen und voll­
kommenen Lösungen der Probleme aufgezeigt 
worden. Der eigentliche Wert der Programme liegt 
vielmehr darin, daß sie auf die Probleme und die 
Möglichkeiten zu ihrer Lösung hinweisen, die 
Schwächen und Mängel in einzelnen Bereichen 
aufdecken und wichtige Hinweise fü r ihre Beseiti­
gung geben.

Der Ausschuß hat seine bisherige Tätigkeit nicht 
nur auf die Konzipierung von wirtschaftspolitischen 
Programmen beschränkt. Vielmehr hat er ent­
sprechend dem Auftrag des Ministerrates auch die 
Überprüfung der Verwirklichung dieser Programme 
aufgenommen. Hierfür befaßt sich der Ausschuß 
ständig mit den beabsichtigten wirtschaftspoliti­
schen Maßnahmen der verschiedenen Länder. 
Darüber hinaus wird in einem ausführlichen Prü­
fungsverfahren anhand von Ländermemoranden 
die Vereinbarkeit der verfolgten Wirtschaftspolitik

mit den verabschiedeten Programmen untersucht. 
Dabei hat sich gezeigt, daß die vom Ausschuß auf­
gestellten Leitlinien weitgehend Eingang in die 
Wirtschaftspolitik dieser Länder gefunden haben.

Mit der mittelfristigen Wirtschaftspolitik ist Neu­
land betreten worden, so daß eine Beurteilung 
ihrer Leistungsfähigkeit noch verfrüht erscheint. 
Zweifellos hat sich der Ausschuß zur Koordinie­
rung von wirtschaftspolitischen Maßnahmen bereits 
als geeignete Institution erwiesen. Durch den 
ständigen Kontakt zwischen den Mitgliedern des 
Ausschusses und den damit verbundenen Aus­
tausch von Erfahrungen und Absichten hat sich 
eine natürliche Annäherung der wirtschaftspoliti­
schen Vorstellungen entwickelt. Es ist dem Aus­
schuß gelungen, trotz der schwierigen und kom­
plexen Probleme eine gemeinsame Sprache zu fin ­
den und einen echten Dialog zwischen verantwort­
lichen Regierungsvertretern aufzunehmen. Sicher­
lich hat dazu die Gleichartigkeit der Struktur- und 
wachstumspolitischen Probleme in der Gemein­
schaft beigetragen. Auch die Beschränkung des 
Ausschusses auf die qualitative Analyse und der 
Verzicht auf die Erarbeitung perfektionistischer 
Lösungen in Form von verbindlichen Verhaltens­
weisen für einzelne Bereiche hat diese Gemein-

V E R Ö F F E N T LIC H U N G E N  DES H A M B U R G IS C H E N  W E L T -W IR T S C H A F T S -A R C H IV S  

NEUERSCHEINUNG

S T E U E R H A R M O N J S I E R U N G  I N 
E IN E R  W I R T S C H A F T S G E M E I N S C H A F T
von Ingolf Metze

Innerhalb der EWG tritt die Harmonisierung der nationalen Steuer­
systeme immer mehr in den Vordergrund, ln vorliegender Untersuchung 
wird zunächst eine Klärung des vieldeutigen Begriffs „Steuertarif­
harmonisierung" vorgenommen. Anschließend werden u. a. die Mög­
lichkeiten zur Messung der Wirkungen der staatlichen Tätigkeit dis­
kutiert. Was man bei anderen Untersuchungen bisher vermißte, steht 
bei Metze im Mittelpunkt: Die Einbeziehung der langfristigen infolge 
von Unterschieden in der Besteuerung entstehenden Wirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmungen.

Oktav, 269 Seiten, brosch. DM 34,—
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samkeit ermöglicht. Die Stärke der m ittelfristigen 
W irtschaftspolitik liegt somit in ihrer Flexibilität.

Ausblick auf das dritte Programm
Gegenwärtig befaßt sich der Ausschuß mit der 
Vorbereitung des dritten Programms für den Zeit­
raum 1971/75, das im nächsten Jahr vorgelegt 
werden soll. In seinem Mittelpunkt werden die a ll­
gemeinen Wachstumsperspektiven in den kom­
menden Jahren stehen. Infolge unterschiedlicher 
Prioritätsvorstellungen divergieren die gesamt­
wirtschaftlichen Ziele zwischen den Mitgliedslän­
dern erheblich, so daß ihre Abstimmung in Zu­
kunft von großer W ichtigkeit ist, um eine bessere 
ex-ante-Koordinierung der mittelfristigen W irt­
schaftspolitik zu erreichen.
Bei der Beratung der ersten Alternativprojek­
tionen bis 1973/75 wurde bereits offenbar, daß vor 
allem der Entwicklung des Preisniveaus eine be­
sondere Bedeutung zukommt. Sie verdeutlicht 
nicht nur die Diskrepanz zwischen der Entwicklung 
der nominalen Nachfrage und dem realen Ange­
bot, sie bestimmt auch die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Somit kann 
die Preisniveau-Entwicklung als Indikator fü r die 
Kompatibilität der internen und externen Zielset­
zungen angesehen werden, die von den einzelnen 
Ländern unter Berücksichtigung ihrer unterschied­
lichen wirtschaftlichen Verhältnisse verwirklicht 
werden kann.
Der Ausschuß hat die ökonomischen Auswir­
kungen von alternativen Preisstrategien näher 
untersucht. Dabei zeigte sich, daß weder ein Wei­
terbestehen divergierender Preisniveau-Entwick­
lungen noch eine Anpassung an den internatio­
nalen Preistrend akzeptiert werden kann. Diver­
gierende Preisniveau-Entwicklungen führen zu er­
heblichen Störungen der außenwirtschaftlichen 
Beziehungen und lösen dirigistische Abwehrmaß­
nahmen in Form von Handels- und Devisenkon­
trollen aus. Ein solcher Rückfall in nationale Prak­
tiken vergangener Zeiten widerspricht nicht nur 
den Regeln des Vertrages von Rom, sondern ver­
stößt auch gegen den Geist des Gemeinsamen 
Marktes und behindert seine Fortentwicklung. Eine 
Veränderung der Währungsparitäten könnte unter 
bestimmten Bedingungen zur Verringerung be­
stehender Preisniveaudivergenzen und damit zur 
Wiederherstellung des außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts beitragen. Allerdings haben häu­
fige Wechselkursänderungen auch erhebliche 
Nachteile. Sie sind mit Unsicherheiten und Risiken 
verbunden, die den Integrationsprozeß hemmen; 
zudem lassen sie sich mit dem System der EWG- 
Agrarmarktordnungen nur schwer vereinbaren. 
Eine gleichmäßige Anpassung aller Länder an 
den internationalen Preistrend würde zwar im 
Gegensatz zur Entwicklung der Vergangenheit die 
Bildung von außenwirtschaftlichen Ungleichge-
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Wichten verhindern und die wirtschaftspolitische  
Koordinierung in der Gemeinschaft erleichtern. 
Eine derartige Abstimmung der tolerablen Preis­
steigerungen innerhalb der EWG ist für die Bun­
desrepublik aber nicht akzeptabel. Außerdem 
wäre eine Strategie der relativen Preisstabilität 
m it entscheidenden Nachteilen verbunden. Insbe­
sondere ist bei Vollbeschäftigung und angemes­
senem Wirtschaftswachstum zu befürchten, daß 
es zu einer ständigen Erhöhung des Kosten- und 
Preisniveaus kommt und damit eine Selbstbe­
schleunigung des Preisauftriebs einsetzt. Auch 
der strukturelle Anpassungsprozeß wird bei stei­
genden Preisen gebremst, da eine Schwächung 
der Steuerungsfunktion des Preissystems die Er­
haltung veralteter Produktionsstrukturen begün­
stigt. Schließlich wird die angestrebte Verbesse­
rung der Einkommens- und Vermögensverteilung 
breiter Schichten der Bevölkerung behindert.

Probleme der Koordinierung

Die Verwirklichung einer Quasi-Preisstabilität ist 
m it zahlreichen Vorteilen, aber auch mit großen 
Schwierigkeiten verbunden. Obwohl ihre Bedeu­
tung gerade für das Wachstum und die Einkom­
mens- und Vermögensverteilung unbestritten ist, 
erschweren bereits bestehende Preisniveauunter­
schiede die Durchsetzung eines ehrgeizigen Sta- 
bilitätsziels auf Gemeinschaftsebene. Diese Unter­
schiede könnten in einer Übergangsperiode zwar 
durch eine klassische Stabilisierungspolitik und 
eine aktive Wettbewerbs- und Strukturpolitik ab­
gebaut werden. A llerdings fehlen in manchen 
Ländern der Gemeinschaft die politischen und 
psychologischen Voraussetzungen, um diese Stra­
tegie realisieren zu können. Trotz dieser Schwie­
rigkeiten ist es unumgänglich, im Wege eines 
multilateralen Interessenclearings eine Annähe­
rung zwischen den verschiedenen Zielvorstellun­
gen zu finden.

Die europäische Integration kann auf dem er­
reichten Stand nicht stehenbleiben. Zur Verwirk­
lichung einer Wirtschaftsunion gehört eine abge­
stimmte W irtschaftspolitik aller beteiligten Länder. 
Der Ausschuß ist sich der Problematik einer sol­
chen Abstimmung bewußt, die vielfach noch als 
eine Beschränkung der nationalen Handlungs­
fähigkeit empfunden wird. Deshalb ist sie nicht 
sofort, sondern nur Schritt für Schritt zu erreichen. 
Daneben muß eine Strategie zur Verwirklichung 
dieser Ziele entwickelt werden. Erst eine Konver­
genz der m ittelfristigen Orientierungsdaten wird 
eine erfolgreiche Koordinierung der kurzfristigen 
W irtschaftspolitik ermöglichen, die unabdingbar 
ist, um gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte zu 
verhindern und eine optimale Wirtschaftsentwick­
lung in der Gemeinschaft zu erreichen.
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